
Aktenzeichen;

11.31.25913é

Verkündet

am 18° Oktober 1960

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundessozielgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 18° Oktober 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
'.als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr„A n k e n b r a n k und

Bundessozialrichteri■ F r o s c h
als ehrenamtliche Beisitzer?

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Schleswig vom 26° September 1957 wird

zurückgewiesen„ ‘ '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten()

Von Rechts wegen„
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9 r ü n d e_i

Durch Bescheid vom 16„ März 1949 erkannte die Landesversiche—

rungsanstalt (LVAO) Schleswig—Holstein, Außenstelle Lübeck,
neben einem verheilten linksseitigen Oberarmschußbruch eine

"inaktive Lungentuberkulose“ des Klägers als durch den Wehr—

dienst hervorgerufen an und gewährte Rente nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 40 v°H° Nach einer Nach—
untersuchung (Prof° Dr° NEIIÜ erließ die LVA„7 Außenstelle

Lübeck9 am 13° Mai 1950 einen neuen Bescheid nach der Sozial-

versicherungsdirektive'(SVD) Nro 27 in Verbindungmit 9 608
der Reichsversicherungsordnung (EVO); als Gesundheitsschädi—

gung infolge des militärischen Dienstes wurde nur noch der

Oberarmschußbruch festgestellt (anerkannt) und dazu ausge—
führt, in den für die Feststellung der bisherigen Rente maß—

gebenden Verhältnissen sei eine wesentliche Änderung (Besse—

rung) eingetreten, die "inaktive Lungentubcrkulose" in ihrem

jetzigen Zustand sei alt und keine Wehrdienstbeschädigung‚

die durch den Wehrdienst hervorgerufene "Verschlimmerung"

sei abgeheilt; die Rente wurde mit Ablauf des Monats Juni

1950 entzogen° Den Einspruch des Klägers wies der Beschwerde-

ausschuß am 22° Juli 1950 zurück; dieser Bescheid wurde vom

Kläger nicht angefochten°

Am 7„ Dezember 1953 stellte das Versorgungsamt Lübeck nach

dem Bundesversorgungsgesetz (Umanerkennung) als Schädigunge-

folge wie bisher nur den Oberarmschußbruch fest, Rente lehnte

es ab, auch der Widerspruch (Einspruch) gegen diesen Bescheid

wurde zurückgewiesen° Am 30„ Mai 1954 beantragte der Kläger,

der sich seit 25° Mai 1954 wegen eines rechtsseitig einge—

schmolzenen Tuberkuloms in einer Lungenheilstätte befand?

wegen der inaktiven Lungen—Tbc° ein "wiederaufnahmeverfahren";

das Versorgungsamt teilte ihm zunächst am 20 August 1954 mit,
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der BeschWerdeausschuß habe den ursächl■chen Zusammenhang

der inaktiven Lungen-The° mit dem Wehrdienst durch die

Entscheidung vom 22° Juli 1950 verneint, dieser Bescheid

sei nach 5 85 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) auch nach

demBVGrechtsverbindlicha Da der Kläger sich nicht zufrie—
den gab‚\erließ das Versorgungsamt am 29° September 1954

einen neuen Bescheid, in dem es auf Grund einer nochmaligen

versorgungsärztlichen Prüfung ausführte, das jetzige Lungen—

leiden sei ein neuer Schub der alten vordienstlichen Lungen—

Tbco, also nicht Folge des Wehrdienstes. Nach einem einge—

henden versorgungsärztlichen Gutachten vom 17° August 1955

(Profo_Dr° HC:ZJ wurde der Widerspruch des Klägers vom

Landesversorgungsamt Schleswig—Holstein durch Bescheid vom

7° Dezember 1955 zurückgewiesen° Die Klage wies das Sozial—

gericht (SG,) Lübeck durch Urteil vom 15° April 1956 ab;

die Bescheide vom 13„ Mai 1950/22° Juli 1950, in denen der
ursächliche Zusammenhang der Tbc° mit dem Wehrdienst ver—

neint werden sei, seien nach @ 85 BVG rechtsverbindlich‚

Die Berufung des Klägers wies das Landessozialgericht (LSG„)

Schleswig durch Urteil vom 26„ September 1957 zurück: Der Be—

klagte habe auf die formelle Rechtskraft der Bescheide vom

130 Mai 1950/22, Juli 1950 verzichten dürfen, er habe auch
dann einen neuen Bescheid erlassen dürfen, wenn er in die—

sem Bescheid die unanfechtbar gewordenen früheren Bescheide

nur ?wiederholt? und den Antrag erneut abgelehnt habe, der

neue Bescheid stelle insofern einen "Zugunstenbescheid"
dar, als er durch den Verzicht auf die formelle Recht$kraft

der früheren Bescheide die Möglichkeit eröffnet habe, im

Rechtswege zu einer günstigeren Entscheidung zu kommen, Von

diesem Verzicht auf die formelle Rechtskraft bleibe jedoch

die materielle Rechtskraft des Bescheids vom 15° Mai 1950

unberührt, diese sei nach 5 85 BVG zu beurteilen; auf den

Bescheid vom März 1949 komme es nicht mehr an; die "allge—
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meine" Entscheidung über den ursächliohen Zusammenhang, den

dieser Bescheid im Sinne der Entstehung bejaht habe, sei
durch den Bescheid vom 15° Mai 1950 dahin "differenziert"

werden, daß es sich bei der Wehrdienstbeschädigung nur um
eine Verschlimmerung des Lungenleidens gehandelt habe; auch

der Bescheid vom 29„ September 1954 besage nichts anderes,

der Kläger sei durch diesen Bescheid nicht schlechter gestellt

als durch den Bescheid vom 13‚ Mai 1950; auf Grund der

Rechtskraft der Bescheide vom 13° Mai/22° Juli 1950 und ihrer

"bindungswirkung" nach % 85 BVG stehe daher fest, daß die
The!) durch den Wehrdienst nur verschlimmert worden sei„ Der

Beklagte habe daher nur nachprüfen dürfen, ob von der durch

den Wehrdienst bedingten Verschlimmerung zur Zeit des neuen

Antrags vom 300 Mai 1954 noch ein Restzustand geblieben sei,
der die Erwerbsfähigkeit gemindert habe, und ob dieser Rest—

zustand zu der Verschlimmerung im Jahre 1954 geführt habe;

insoweit sei der angefochtene Bescheid auch der Nachprüfung

durch das LSG„ zugänglich) Nach den ärztlichen Gutachten sei

es nicht wahrscheinlich, daß die Lungen—Tbc° in der kurzen

Zeit zwischen dem Beginn des Wehrdienstes und der Feststel—

lung der Ansteckung im Jahre 1941 entstanden sein könne9 es

habe sich-um eine Exacerbation eines vordienstlichen Pro—

zesses gehandelt, die mitu@hrdienstlichen Belastungen zu—

sammenhängen könne; diese Beunruhigung des alten Prozesses

sei wieder abgeklungen, das erneute Auftreten der Theo im

Jahre 1954 sei von den Ereignissen im Jahre 1941 unabhängig

und keine Folge der damaligen zeitlich abgrenzbaren Verschlim-

merung; durch die Verschlimmerung im Jahre 1941 sei die Er—

werbsfähigkeit nicht mehr gemindert; ein Anspruch auf Versor-

gung bestehe daher nicht° Das “LSG° ließ die Revision zu„ Das‘

Urteil wurde dem Kläger am 6° Februar 1958 zugestellto

Am 28° Februar 1958 legte der Kläger Revision ein‚ er bean—

tragtep

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG° zurückzuverweiseno ‘
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Zur Begründung trug der Kläger nach Verlängerung der Revisions—

begründungsfrist bis 6° Mai 1958 an diesem Tage vor: Das LSG°

habe 5 85 BVG verletzt; es sei zu Unrecht der Meinung gewesen;

daß der Beklagte den Bescheid vom29„ September1954 nicht
mehr habe erlassen dürfen, weil bereits mit dem rechtskräftig

gewordenen Bescheid vom 15° Mai 1950 die frühere Feststellung,

wonach der Wehrdienst die Tbc° hervorgerufen habe, dahin "um—

gewandelt" worden sei, daß der Wehrdienst die Tbc‚ nur ver—
schlimmert habe° Der Kläger habe gegen den Bescheid vom

13„ Mai/22° Juli 1950 nur deshalb kein Rechtsmittel einge—
legt, weil er die Tragweite dieses Bescheids nicht erkannt

habe° Weder Prof° Dr° Mit::noch Prof° Dr° Hzitihätten in

eine erneute Prüfung des ursächlichen Zusammenhangs eintreten

dürfen, über diesen Zusammenhang sei bereits durch den Bescheid

vom 16° März 1949 entschieden gewesen; der Beklagte habe viel—

4mehr bei Erlaß des Bescheids vom 13° Mai 1950/22„ Juli 1950

nur prüfen dürfen, ob sich die Voraussetzungen für die Bescheid—

erteilung (in dem Bescheid vom 16° März 1949) als unzutreffend
erwiesen haben (Ziffer 26 5VA Nr„ 11); dies sei nicht gesche—

hen; auch das LSG° habe dies nicht geprüft‚ sondern zu Unrecht

nur untersucht, ob die 1941 aufgetretene Theo durch den Wehre

dienst hervorgerufen oder verschlimmert worden sei; zu dieser
Prüfung sei es aber nicht berechtigt geweseno Das JJSG„ habe

auch den Sachverhalt nicht ausreichend aufgeklärt° Durch den

Bescheid vom 130 Mai 1950 habe der Beklagte nur eine wesent—

liche Besserung'festgestellt; er
habe nicht gleichzeitig fest—

gestellt9 der Bescheid vom 16° März 1949 sei unrichtig gewesen„

Das LSG° habe aber auch gegen 5 128 SGGverstoßen, es habe
das Gutachten von Prof„ Dr° H::::unrichtig gewürdigt° Auch

nach allgemeinen medizinischen Erkenntnissen sei es nicht

wahrscheinlich, daß die 1941 aufgetretene Tbc° mit einer

Rippenfellentzündung zusammenhänge, die der Kläger im

Alter von 5 oder 6 Jahren durchgemacht habeo
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Der Beklagte beantragte,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

II

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs, 1 Nr, 1 see), der
Kläger hat sie auch frist— und formgerecht eingelegt und

begründet, sie ist damit zulässig; sie ist jedoch nicht

begründet,

Der Bescheid vom 160 März 1949‚ durch den der Beklagte die.

"inaktive Lungen-The," als durch den Wehrdienst hervorgeru—

fen festgestellt und demKläger Rente bewilligt hat, ist ein
den Kläger begünstigender Verwaltungsakt gewesen; diesen Be—

scheid hat der Beklagte in dem Bescheid vom 13, Mai 1950

nicht nur, wie das LSG, meint, dahin L‘differenziert", daß

der Wehrdienst die Tbc° nur verschlimmert habe, er hat viel—

mehr mit dem Bescheid vom 159 Mai 1950 den Bescheid vom
160 März 1949 zurückgenommen, Während der Beklagte in dem Be—

scheid vom 160 März 1949 davon ausgegangen ist, die Lungen—

Tbco sei in vollem Umfang auf den Wehrdienst zurückzuführen,

hat er in dem Bescheid vom 15, Mai 1950 ausgeführt, die ;
Lungen—The; in ihrem damaligen Zustand sei "alt und keine

WDB", die durch den Wehrdienst hervorgerufene Verschlimmerung

sei abgeheilt; er hat damit — zu Unrecht — angenommen, die

Lungen—The, sei in dem Bescheid vom 160 März 1949 nur mit

dem durch den Wehrdienst bedingten "Verschlimmerungsanteil"

als Schädigungsfolge festgestellt worden; da dies nicht der

Fall gewesen ist und da die inaktive Lungen—The° auch bei

Erlaß des Bescheids vom 13, Mai 1950 noch bestanden hat,

hat der Beklagte den Bescheid vom 130 Mai 1950 zu Unrecht

auf € 608 RVO in Verbindung mit der BVB Nr° 27 gestützt;

eine wesentliche Änderung in den Verhältnissen, wie sie

„ 7 -
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@ 608 RVO für die Rechtmäßigkeit eines Neufeststellungsbe—

scheids voraussetzt, ist bis zum Erlaß des Bescheids vom

15" Mai 1950 nicht eingetreten; der Bescheid vom 15° Mai

1950 ist sonach rechtswidrig gewesen° Darauf kommt es aber

im vorliegenden Falle nicht an, Das Urteil des LSG, ist

im Ergebnis richtig, obwohl das LSG° den Bescheid vom
130 Mai 1950 zu Unrecht als rechtmäßig angesehen hat" Der

Kläger hat nämlich den Bescheid vom 130 Mai 1950 nicht an—
gefochten, obwohl er durch diesen Bescheid beschwert gewe—

sen ist; der Bescheid, der zwar rechtswidrig, aber nicht

nichtig gewesen ist und eine ordnungsgemäßeRechtsmittel—
belehrung enthalten hat, ist daher bindend geworden; es

kommt nicht darauf an, daß der Kläger, wie er vorträgt,

die rechtliche Tragweite dieses Bescheids nicht erkannt

hat° Auf den Bescheid vom 16, März 1949 kann der Kläger

sich nicht mehr berufen, weil dieser Bescheid vom Beklag—

ten aufgehoben worden ist, Damit entfallen aber die Revi—

sionsrügen, die sich darauf beziehen, das LSG, habe zu

Unrecht nicht geprüft, ob sich die Verhältnisse seit Er—

laß des Bescheids vom 160 März 1949 geändert haben oder

ob dieser Bescheid von Anfang an rechtswidrig gewesen sei°

Auf die Feststellung in dem Bescheid vom 16° März 1949 ist

es nicht mehr angekommen, >

Wenn der Kläger weiter meint, das LSG, sei zu Unrecht der
Ansicht gewesen, der Beklagte habe den Bescheid vom

290 September 1954 nicht mehr erlassen dürfen, weil der

Bescheid vom 15, Mai 1950 rechtsverbindlich gewesen sei,

so trifft dieses Vorbringen in tatsächlicher Hinsicht

nicht zu, Das LSG° ist night der Meinung gewesen, der Be—

klagte habeden Bescheidvom_29„September1954nicht er-
lassen dürfen; es ist vielmehr davon ausgegangen, der Be—

klagte habe diesen Bescheid erlassen dürfen, obwohl der

Bescheid vom 13, Mai 1950 — dagegen nicht, wie das LSG°

angenommen hat, auch der (aufgehobene) Bescheid vom

_ 8_—
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160 März 1949 — rechtsverbindlich gewesen ist; es hat in dem

Erlaß des Bescheids vom 290 September 1954 einen "Widerruf"

des Bescheids vom 13, Mai 1950 und einen neuen, den Kläger

begünstigenden Verwaltungsakt gesehen, weil der Beklagte

"unter Verzicht auf die formelle Rechtskraftwirkung die

Möglichkeit eröffnet habe, im Rechtswege zu einer günstigeren

Entscheidung zu kommen"° Zu dieser Frage hat der erkennende

Senat in dem Urteil BSG° 10, 8° 248 ff„, ausgeführt, daß die

bindende Wirkung eines früheren Bescheids die Versorgungs—

behörde nicht hindert, zugunsten des Antragstellers eine

andere Regelung zu treffen, und daß die Versorgungsbehörde

berechtigt ist, belastende Verwaltungsakte, auch wenn sie

unanfeohtbar geworden sind oder wenn die Anfechtung keinen

Erfolg gehabt hat, auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen und
neue Verwaltungsakte zu erlassen, sofern sie damit die_,

"Belastung", die in dem ersten Bescheid enthalten ist, nicht

erhöht; erforderlich ist nur, daß in dem "zweiten" Bescheid

eine neue sachliche "Regelung" getroffen ist„ Dies ist dann

nicht der Fall, wenn die Versorgungsbehörde sich nur — wie

sie dies hier zunächst mit dem Schreiben vom 20 August 1954

getan hat — auf die Bindungswirkung des früheren Bescheids

beruft, Wenn sie aber, wie dies durch den Bescheid vom

290 September 1954 Sodann geschehen ist, auf neues Vorbringen

des Klägers — nämlich seinen damaligen Aufenthalt in der

Lungenheilstätte — eingeht, néue Ermittlungen anstellt und
insbesondere ein neues ärztliches Gutachten einholt und aus—
wertet und daraufhin einen neuen zweiten sachlichen BeScheid

erläßt, so ist.die neue "Regelung", die sie damit getroffen

hat, rechtlich als Verwaltungsakt zu werten; dies gilt auch

dann, wenn der Zweitbescheid zu demselben Ergebnis geführt

hat wie der Erstbescheido In dem Erlaß des neuen Verwaltungs—

akts liegt nicht, wie das LSG, angenommen hat, ein ?Wider—

ruf" des ersten Bescheids; dieser Bescheid wird damit nicht

beseitigt, er wird nur — obwohl er bindend geworden ist -
gegenstandslos; auch um einen "Verzicht auf die Rechtskraft"

..9...
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des ersten Bescheids handelt es sich nicht (vgl„ Haueisen‚

NJW° 1959 S° 2137 ff„)° Die Versorgungsverwaltung ist auch
nicht? wie das LSG° meint, bei Erlaß des neuen Bescheids

durch die %materielle Rechtskraft" des ersten Bescheids nach

@ 85 BVG in der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs ‘

"gebunden" gewesen° Der Begriff der "materiellen Rechts—

kraft" ist zwar im gesamten Prozeßrecht und damit auch im

Verfahren der Sozialgerichtebarkeit für Urteile bedeutsam,

er darf aber — jedenfalls seit dem Inkrafttreten des Sozial—

gerichtsgesetzes — nicht auf bindend gewordene Verwaltungs—

akte übertragen werden; er hat einen anderen Inhalt als

der Begriff der "Bindung"‚ der allein auf Verwaltungsakte

anzuwenden ist° Die materielle Rechtskraft eines Urteils

verbietet dem Gericht? in derselben Sache nochmals tätig

zu werden° Die Bindungswirkung eines Verwaltungsakts dagegen

hindert die Behörde nicht, den gleichen Sachverhalt auf

Grund neuer Ermittlungen in vollem Umfangs neu zu regeln,

also einen neuen Verwaltungsakt zu erlassen; sie darf dabei

nur die Rechtsposition9 die der Betroffene infolge der

Bindungswirkung des Erstbescheids erlangt hat, nicht ver—

schlechtern (vgl° die Urteile des BSG° vom 15„10„1959‚

BSG‚ 10 s„ 268 ff„ und vom26,8‚1960, 11 BV 1340/59und.des
BVerwG° vom 12.5‚1960‚_DV81° 1960 S0 727 und vom 26,6‚1960‚
DVB].° 1960 SO 728)° Dies hat die Versorgungsverwaltung in—

dessen auch in dem Bescheid vom 29° September 1954 nicht

getan; sie ist vielmehr nach erneuter Prüfung des Falles

unter Verwertung eines weiteren ärztlichen Gutachtens

sachlich wiederum zu dem gleichen Ergebnis gekommen Wie

in dem Bescheid vom 15„ Mai 1950 in Verbindung mit dem Ein—

'spruchsbescheid vom 22° Juli 1950‚ nämlich zu der Feststel—

lung, daß das Lungenleid@n durch den Wehrdienst nicht her—

vorgerufen werden sei, daß die Verschlimmerung durch den

Wehrdienst im Jahre 1941 ausgeheilt und daß der Lungenpro—

zeß im Jahre 1954 keine Folge des Wehrdienstes, inbesondere

nicht der Verschlimmerung im Jahre 1941 sei° In diesem Um—
fang haben auch das SG„ und das LSG„ die Rechtmäßigkeit des

_ 10 _
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Bescheid3 vom 29, September 1954 prüfen müssen, Im Ergebnis

hat dies das LSG„, obwohl es von einer anderen rechtlichen

Beurteilung ausgegangen ist, auch getan; es hat eingehend

die Gutachten von Prof, Dr, M:;::und Prof° Dr° HE321gewür-

digt, die beide dem Verlauf des Leidens im vollen Umfange,>

also v0m ersten "Aufflackern" im Jahre 1941 an nachgegangen_

und zu dem Ergebnis gekommen sind, der Prozeß im Jahre 1941,

sei durch den Wehrdienst nicht hervorgerufen, er sei eine

durch den Wehrdienst bedingte Verschlimmerung einer schon

im Kindesalter manifestierten, Später latent gebliebenen Tbc„

gewesen, diese Verschlimmerung sei voll ausgeheilt und der

Prozeß im Jahre 1954 sei nicht durch diese Verschlimmerung

ausgelöst° Entgegen der Revisionsrüge des Klägers hat das

LSG° das Gutachten von Prof° Dr° Hit: insoweit zutreffend

gewürdigt, Dieser Gutachter hat nicht nur, wie der Kläger be—

hauptet, ausgeführt, daß 1947 nach den für 1947 bis 1951 vor—

handenen Röntgehbildern ein inaktiver Prozeß vorgelegen habe,

Prof, Dr,l■aiihat vielmehr (SO 78 der Versorgungsakten)aus

den Röntgenbefunden von 1947 Schlüsse auf das Zustandsbild

von 1941 gezogen und eingehend dargelegt, warum es sich nach

seiner Ansicht bei den 1941ebeobachteten Erscheinungen nicht

um eine Erstinfektion gehandelt habe und warum es wahrschein—

lich sei, "daß die für die im März 1941 entdeckte Tbca'maßgeh—

liche Erstinfektion bereits weit vor dem Wehrdienst in*der
Kindheit erfolgte"° Das LSG° hat diesem eingehend begründe—

ten Gutachten folgen dürfen, ohne damit die Grenzen seines

Rechts, die Beweise frei zu würdigen (@ 128 SGG), zu über—
schreiten; es hat dies auch dann tun dürfen, wenn — wie der

Kläger meint — in der medizinischen Literatur die Ansicht

vertreten wird, eine Lungen—Tbc„ sei nur dann mit Wahrschein—

lichkeit die Folge einer Rippenfellentzündung, wenn sie höch—

stens drei bis fünf Jahre nach der Rippenfellentzündung auf—

trete, Das LSG, hat nicht festgestellt, die Lungen—Tbc„ die

sich im Jahre 1941$gezeigt hat, sei eine Folge der Rippen—

fellentzündung gewe$en, an der der Kläger als Kind gelitten

hat, es hat vielmehr ausgeführt, die Ereignisse im Jahre 1941
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seien — ebenso wie der Prozeß im Jahre 1954 — ein neuer Schub

der “in der Kindheit erworbenen Luggep:$bg;"; diese Auffassung

steht nicht im Widerspruch mit der vom Kläger angeführten medi—

zinischen Literatur, weil offengeblieben ist, wenn sich im

Kindesalter im Anschluß an die Rippenfellentzündung bereits
_

eine (latente) Tbc° entwickelt hat9 aber trotzdem ausreichende

Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß es zu einer solchen Ent—
wicklung schon in der Kindheit des Klägers gekommen ist und

daßdie Lungen—Theo1941eine Folgeder schonin der Kindheit
erworbenemLungen—Tbc° ist„

Im Ergebnis hat das LSG° sonach zu Recht entschieden, der Be—

scheid vom 290 September 1954 sei nicht rechtswidrig, es hat

deShalb im Ergebnis zu Recht.die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des SG. zurückgewiesen„ Die Revision des Klägers
‘ist sonach unbegründet und zurückzuweisen (@ 170 Abs, 1 Satz 2

SGG)„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

